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5 . Schlußakte zum Amsterdamer Vertrag samt Erklärungen
Vorbemerkung: Zur leichteren Lesbarkeit enthält der nachfolgende Abdruck

der Schlußakte samt Erklärungen die Verweise auf den EU -Vertrag und den
EG -Vertrag in ihrer konsolidierten Fassung entsprechend den (unter 3 . abgedruck¬
ten ) Übereinstimmungstabellen gemäß Artikel 12 des Amsterdamer Vertrags .

SCHLUSSAKTE

Die KONFERENZ DER VERTRETER DER REGIERUNGEN DER MIT¬
GLIEDSTAATEN , die am neunundzwanzigsten März neunzehnhundertsechsund¬
neunzig in Turin einberufen wurde , um im gegenseitigen Einvernehmen die Ände¬
rungen zu beschließen , die an dem Vertrag über die Europäische Union , den
Verträgen zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft , der Europäischen Ge¬
meinschaft für Kohle und Stahl bzw . der Europäischen Atomgemeinschaft sowie
einigen damit zusammenhängenden Rechtsakten vorzunehmen sind , hat folgende
Texte angenommen :

I.
Den Vertrag von Amsterdam zur Änderung des Vertrags über die Europäische

Union , der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie
einiger damit zusammenhängender Rechtsakte

II .
Protokolle

A . Protokoll zum Vertrag über die Europäische Union
1 . Protokoll zu Artikel 17 des Vertrags über die Europäische Union

B . Protokolle zum Vertrag über die Europäische Union und zum Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft

2 . Protokoll zur Einbeziehung des Schengen -Besitzstands in den Rahmen der
Europäischen Union

3 . Protokoll über die Anwendung bestimmter Aspekte des Artikels 14 des
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft auf das Vereinigte
Königreich und auf Irland

4 . Protokoll über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands
5 . Protokoll über die Position Dänemarks

C . Protokolle zum Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
6 . Protokoll über die Gewährung von Asyl für Staatsangehörige von Mitglied¬

staaten der Europäischen Union
7 . Protokoll über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der

Verhältnismäßigkeit
8 . Protokoll über die Außenbeziehungen der Mitgliedstaaten hinsichtlich des

Überschreitens der Außengrenzen
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9 . Protokollüber den öffentlich -rechtlichen Rundfunk in den Mitgliedstaaten
10 . Protokollüber den Tierschutz und das Wohlergehender Tiere

D . Protokollezum Vertrag über die EuropäischeUnion und zu den Verträgen zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft , der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl und der EuropäischenAtomgemeinschaft
11 . Protokoll über die Organe im Hinblick auf die Erweiterung der Europäi¬

schen Union
12 . Protokoll über die Festlegung der Sitze der Organe und bestimmter Ein¬

richtungenund Dienststellender EuropäischenGemeinschaftensowie des
Sitzes von Europol

13 . Protokoll über die Rolle der einzelstaatlichen Parlamente in der Europäi¬
schen Union

III.
Erklärungen

Die Konferenz hat die folgenden dieser Schlußakte beigefügten Erklärungen
angenommen:

1 . Erklärung zur Abschaffung der Todesstrafe
2 . Erklärung zur verbesserten Zusammenarbeit zwischen der Europäischen

Union und der WesteuropäischenUnion
3 . Erklärung zur WesteuropäischenUnion
4 . Erklärungzu den Artikeln 24 und 38 des Vertragsüber die EuropäischeUnion
5 . Erklärungzu Artikel 25 des Vertragsüber die EuropäischeUnion
6 . Erklärung zur Schaffung einer Strategieplanungs - und Frühwarneinheit
7 . Erklärung zu Artikel 30 des Vertragsüber die EuropäischeUnion
8 . Erklärungzu Artikel 31 Buchstabee des Vertragsüber die EuropäischeUnion
9 . Erklärung zu Artikel 34 Absatz 2 des Vertrags über die EuropäischeUnion

10 . Erklärung zu Artikel 35 des Vertragsüber die EuropäischeUnion
11 . Erklärung zum Status der Kirchen und weltanschaulichen Gemeinschaften
12 . Erklärungzu Umweltverträglichkeitsprüfungen
13 . Erklärung zu Artikel 16 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Ge¬

meinschaft
14 . Erklärung zur Aufhebung des Artikels 44 des Vertrags zur Gründung der

EuropäischenGemeinschaft
15 . Erklärung zur Bewahrung des durch den Schengen -Besitzstand gewährleiste¬

ten Maßes an Schutz und Sicherheit
16 . Erklärung zu Artikel 62 Nummer2 Buchstabeb des Vertrags zur Gründung

der EuropäischenGemeinschaft
17 . Erklärung zu Artikel 63 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Ge¬

meinschaft
18 . Erklärung zu Artikel 63 Nummer 3 Buchstabea des Vertrags zur Gründung

der EuropäischenGemeinschaft
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19 . Erklärung zu Artikel 64 Absatz 1 des Vertrags zur Gründung der Europäi¬
schen Gemeinschaft

20 . Erklärung zu Artikel 65 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Ge¬
meinschaft

21 . Erklärung zu Artikel 67 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Ge¬
meinschaft

22 . Erklärung zu Personenmit einer Behinderung
23 . Erklärung zu den in Artikel 129 des Vertragszur Gründung der Europäischen

Gemeinschaft genanntenAnreizmaßnahmen
24. Erklärung zu Artikel 129 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Ge¬

meinschaft
25 . Erklärung zu Artikel 137 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Ge¬

meinschaft
26 . Erklärung zu Artikel 137 Absatz 2 des Vertrags zur Gründung der Europäi¬

schen Gemeinschaft
27 . Erklärung zu Artikel 139 Absatz 2 des Vertrags zur Gründung der Europäi¬

schen Gemeinschaft
28 . Erklärung zu Artikel 141 Absatz 4 des Vertrags zur Gründung der Europäi¬

schen Gemeinschaft
29 . Erklärung zum Sport
30 . Erklärung zu den Inselgebieten
31 . Erklärung zu dem Beschluß des Rates vom 13 . Juli 1987
32 . Erklärung zur Organisationund Arbeitsweise der Kommission
33 . Erklärung zu Artikel 248 Absatz 3 des Vertrags zur Gründung der Europäi¬

schen Gemeinschaft
34 . Erklärungzur Einhaltungder Fristen im Rahmen des Mitentscheidungsverfah¬

rens
35 . Erklärung zu Artikel 255 Absatz 1 des Vertrags zur Gründung der Europäi¬

schen Gemeinschaft
36 . Erklärung zu den überseeischen Ländern und Gebieten
37 . Erklärung zu öffentlich -rechtlichen Kreditinstitutenin Deutschland
38 . Erklärungzu freiwilligen Diensten
39 . Erklärung zur redaktionellen Qualität der gemeinschaftlichen Rechtsvor¬

schriften
40 . Erklärung zu dem Verfahren beim Abschluß internationaler Übereinkünfte

durch die EuropäischeGemeinschaft für Kohle und Stahl
41 . Erklärung zu den Vorschriften über die Transparenz, den Zugang zu Doku¬

menten und die Bekämpfung von Betrügereien
42. Erklärungüber die Konsolidierung der Verträge
43 . Erklärung zum Protokollüber die Anwendungder Grundsätzeder Subsidiari¬

tät und der Verhältnismäßigkeit
44 . Erklärung zu Artikel 2 des Protokolls zur Einbeziehungdes Schengen -Besitz¬

stands in den Rahmen der EuropäischenUnion
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45 . Erklärung zu Artikel 4 des Protokolls zur Einbeziehung des Schengen -Besitz¬
stands in den Rahmen der Europäischen Union

46 . Erklärung zu Artikel 5 des Protokolls zur Einbeziehung des Schengen -Besitz¬
stands in den Rahmen der Europäischen Union

47 . Erklärung zu Artikel 6 des Protokolls zur Einbeziehung des Schengen -Besitz¬
stands in den Rahmen der Europäischen Union

48 . Erklärung zum Protokoll über die Gewährung von Asyl für Staatsangehörige
von Mitgliedstaaten der Europäischen Union

49. Erklärung zu Buchstabe d des Einzigen Artikels des Protokolls über die Ge¬
währung von Asyl für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der Europäischen
Union

50 . Erklärung zum Protokoll über die Organe im Hinblick auf die Erweiterung der
Europäischen Union

51 . Erklärung zu Artikel 10 des Vertrags von Amsterdam

Die Konferenz hat ferner die folgenden dieser Schlußakte beigefügten Erklä¬
rungen zur Kenntnis genommen :

1 . Erklärung Österreichs und Luxemburgs zu Kreditinstituten
2 . Erklärung Dänemarks zu Artikel 42 des Vertrags über die Europäische Union
3 . Erklärung Deutschlands , Österreichs und Belgiens zur Subsidiarität
4 . Erklärung Irlands zu Artikel 3 des Protokolls über die Position des Vereinigten

Königreichs und Irlands
5 . Erklärung Belgiens zum Protokoll über die Gewährung von Asyl für Staatsan¬

gehörige von Mitgliedstaaten der Europäischen Union
6 . Erklärung Belgiens , Frankreichs und Italiens zum Protokoll über die Organe im

Hinblick auf die Erweiterung der Europäischen Union
7 . Erklärung Frankreichs zur Lage der überseeischen Departements hinsichtlich

des Protokolls zur Einbeziehung des Schengen -Besitzstands in den Rahmen der
Europäischen Union

8 . Erklärung Griechenlands zur Erklärung zum Status der Kirchen und weltan¬
schaulichen Gemeinschaften

Die Konferenz ist schließlich übereingekommen , dieser Schlußakte den Wort¬
laut des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft in der Fassung der von der Konferenz vorgenomme¬
nen Änderungen als Illustration beizufügen .

Geschehen zu Amsterdam am zweiten Oktober neunzehnhundertsiebenund¬
neunzig .

(Unterschriften)
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VON DER KONFERENZ ANGENOMMENE ERKLÄRUNGEN

1 . ERKLÄRUNG ZUR ABSCHAFFUNG DER TODESSTRAFE
Unter Bezugnahme auf Artikel 6 Absatz 2 des Vertrags über die Europäische
Union erinnert die Konferenz daran , daß das Protokoll Nr . 6 zu der am 4 .
November 1950 in Rom unterzeichneten Europäischen Konvention zum Schut¬
ze der Menschenrechte und Grundfreiheiten , das von einer großen Mehrheit der
Mitgliedstaaten unterzeichnet und ratifiziert wurde , die Abschaffung der Todes¬
strafe vorsieht .
In diesem Zusammenhang stellt die Konferenz fest , daß seit der Unterzeichnung
des genannten Protokolls am 28 . April 1983 die Todesstrafe in den meisten
Mitgliedstaaten der Union abgeschafft und in keinem Mitgliedstaat angewandt
worden ist.

2 . ERKLÄRUNG ZUR VERBESSERTEN ZUSAMMENARBEIT ZWI¬
SCHEN DER EUROPÄISCHEN UNION UND DER WESTEUROPÄI¬
SCHEN UNION
Im Hinblick auf eine verbesserte Zusammenarbeit zwischen der Europäischen
Union und der Westeuropäischen Union ersucht die Konferenz den Rat , auf die
baldige Annahme geeigneter Regelungen für die Sicherheitsüberprüfung des
Personals des Generalsekretariats des Rates hinzuwirken .

3 . ERKLÄRUNG ZUR WESTEUROPÄISCHEN UNION
Die Konferenz nimmt die folgende Erklärung zur Kenntnis , die vom Ministerrat
der Westeuropäischen Union am 22. Juli 1997 angenommen wurde :

„ERKLÄRUNG DER WESTEUROPÄISCHEN UNION
ZUR ROLLE DER WESTEUROPÄISCHEN UNION

UND ZU IHREN BEZIEHUNGEN ZUR EUROPÄISCHEN UNION
UND ZUR ATLANTISCHEN ALLIANZ

(Übersetzung )
EINLEITUNG
1 . Die Mitgliedstaaten der Westeuropäischen Union (WEU ) haben 1991 in

Maastricht übereinstimmend festgestellt , daß es notwendig ist , eine echte
europäische Sicherheits - und Verteidigungsidentität (ESVI ) zu entwickeln
und eine größere europäische Verantwortung in Verteidigungsfragen zu
übernehmen . Im Lichte des Vertrags von Amsterdam bekräftigen sie , daß
diese Bemühungen fortgesetzt und intensiviert werden müssen . Die WEU ist
integraler Bestandteil der Entwicklung der Europäischen Union , indem sie
der Europäischen Union Zugang zu einer operativen Kapazität insbesondere
im Zusammenhang mit den Petersberger Aufgaben eröffnet , und stellt ent¬
sprechend der Pariser Erklärung und den Berliner Beschlüssen der NATO-
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Minister ein entscheidendes Element für die Entwicklung der ESVI in der
Atlantischen Allianz dar .

2 . An den Tagungen des Rates der WEU nehmen heute alle Mitgliedstaaten
der Europäischen Union und alle europäischen Mitglieder der Atlantischen
Allianz entsprechend ihrem jeweiligen Status teil . In diesem Rat kommen die
genannten Staaten auch mit den Staaten Mittel - und Osteuropas zusammen ,
die durch ein Assoziierungsabkommen mit der Europäischen Union verbun¬
den und Kandidaten für den Beitritt sowohl zur Europäischen Union als auch
zur Atlantischen Allianz sind . Die WEU entwickelt sich somit zu einem
wirklichen Rahmen für den Dialog und die Zusammenarbeit unter Euro¬
päern über europäische Sicherheits - und Verteidigungsfragen im weiteren
Sinne .

3 . In diesem Zusammenhang nimmt die WEU Titel V des Vertrags über die
Europäische Union über die Gemeinsame Außen - und Sicherheitspolitik zur
Kenntnis und hierbei insbesondere Artikel 13 Absatz 1 und Artikel 17 sowie
das Protokoll zu Artikel 17 , die wie folgt lauten :

Artikel 13 Absatz 1

„ (1) Der Europäische Rat bestimmt die Grundsätze und die allgemeinen Leit¬
linien der Gemeinsamen Außen - und Sicherheitspolitik , und zwar auch bei
Fragen mit verteidigungspolitischen Bezügen . "

Artikel 17

„ (1) Die Gemeinsame Außen - und Sicherheitspolitik umfaßt sämtliche Fragen ,
welche die Sicherheit der Union betreffen, wozu auch die schrittweise Festle¬
gung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik im Sinne des Unterabsatzes 2
gehört , die zu einer gemeinsamen Verteidigung führen könnte , falls der Euro¬
päische Rat dies beschließt . Er empfiehlt in diesem Fall den Mitgliedstaaten,
einen solchen Beschluß gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften an¬
zunehmen .
Die Westeuropäische Union (WEU) ist integraler Bestandteil der Entwicklung
der Union; sie eröffnet der Union den Zugang zu einer operativen Kapazität
insbesondere im Zusammenhang mit Absatz 2. Sie unterstützt die Union bei
der Festlegung der verteidigungspolitischen Aspekte der Gemeinsamen Außen -
und Sicherheitspolitik gemäß diesem Artikel . Die Union fördert daher engere
institutionelle Beziehungen zur WEU im Hinblick auf die Möglichkeit einer
Integration der WEU in die Union, falls der Europäische Rat dies beschließt.
Er empfiehlt in diesem Fall den Mitgliedstaaten , einen solchen Beschluß gemäß
ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften anzunehmen .
Die Politik der Union nach diesem Artikel berührt nicht den besonderen
Charakter der Sicherheits- und Verteidigungspolitik bestimmter Mitgliedstaa¬
ten; sie achtet die Verpflichtungen einiger Mitgliedstaaten, die ihre gemeinsame
Verteidigung in der Nordatlantikvertragsorganisation (NATO ) verwirklicht
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sehen, aus dem Nordatlantikvertrag und ist vereinbar mit der in jenem Rahmen
festgelegten gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik .
Die schrittweise Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik wird in
einer von den Mitgliedstaaten als angemessen erachteten Weise durch eine
rüstungspolitische Zusammenarbeit zwischen ihnen unterstützt .
(2) Die Fragen , auf die in diesem Artikel Bezug genommen wird, schließen
humanitäre Aufgaben und Rettungseinsätze , friedenserhaltende Aufgaben so¬
wie Kampfeinsätze bei der Krisenbewältigung einschließlich friedensschaffen¬
der Maßnahmen ein.
(3) Die Union wird die WEU in Anspruch nehmen , um die Entscheidungen
und Aktionen der Union, die verteidigungspolitische Bezüge haben , auszuar¬
beiten und durch zuführen .
Die Befugnis des Europäischen Rates zur Festlegung von Leitlinien nach
Artikel 13 gilt auch in bezug auf die WEU bei denjenigen Angelegenheiten , für
welche die Union die WEU in Anspruch nimmt.
Nimmt die Union die WEU in Anspruch , um Entscheidungen der Union über
die in Absatz 2 genannten Aufgaben auszuarbeiten und durchzuführen , so
können sich alle Mitgliedstaaten der Union in vollem Umfang an den betreffen¬
den Aufgaben beteiligen. Der Rat trifft im Einvernehmen mit den Organen der
WEU die erforderlichen praktischen Regelungen , damit alle Mitgliedstaaten,
die sich an den betreffenden Aufgaben beteiligen, in vollem Umfang und
gleichberechtigt an der Planung und Beschlußfassung in der WEU teilnehmen
können .
Beschlüsse mit verteidigungspolitischen Bezügen nach diesem Absatz werden
unbeschadet der Politiken und Verpflichtungen im Sinne des Absatzes 1 Unter¬
absatz 3 gefaßt.
(4) Dieser Artikel steht der Entwicklung einer engeren Zusammenarbeit zwi¬
schen zwei oder mehr Mitgliedstaaten auf zweiseitiger Ebene sowie im Rahmen
der WEU und der Atlantischen Allianz nicht entgegen, soweit sie der nach
diesem Titel vorgesehenen Zusammenarbeit nicht zuwiderläuft und diese nicht
behindert .
(5) Zur Förderung der Ziele dieses Artikels werden dessen Bestimmungen
nach Artikel 48 überprüft .

"

Protokoll zu Artikel 17

„DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN -

IN ANBETRACHT der Notwendigkeit , den Artikel 17 Absatz 1 Unterab¬
satz 2 und Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union in vollem Um¬
fang umzusetzen ,
IN ANBETRACHT der Tatsache, daß die Politik der Union nach Artikel 17
den besonderen Charakter der Sicherheits- und Verteidigungspolitik bestimm¬
ter Mitgliedstaaten nicht berührt , die Verpflichtungen einiger Mitgliedstaaten,
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die ihre gemeinsame Verteidigung in der NATO verwirklicht sehen, aus dem
Nordatlantikvertrag achtet und mit der in jenem Rahmen festgelegten gemein¬
samen Sicherheits- und Verteidigungspolitik vereinbar ist -

SIND über folgende Bestimmung ÜBEREINGEKOMMEN , die dem Vertrag
über die Europäische Union beigefügt ist:

Die Europäische Union erarbeitet binnen eines Jahres nach Inkrafttreten des
Vertrags von Amsterdam zusammen mit der Westeuropäischen Union Rege¬
lungen für eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union
und der Westeuropäischen Union. "

A. BEZIEHUNGEN DER WEU ZUR EUROPÄISCHEN UNION : BE¬
GLEITMASSNAHMEN ZUR UMSETZUNG DES VERTRAGS VON
AMSTERDAM

4. In der „Erklärung zur Rolle der Westeuropäischen Union und zu ihren
Beziehungen zur Europäischen Union und zur Atlantischen Allianz “ vom
10 . Dezember 1991 hatten es sich die Mitgliedstaaten der WEU zum Ziel
gesetzt , „die WEU stufenweise zur Verteidigungskomponente der Europäi¬
schen Union auszubauen “

. Sie bekräftigen heute dieses Ziel so , wie es im
Vertrag von Amsterdam dargelegt wird .

5 . Wenn die Europäische Union die WEU in Anspruch nimmt , arbeitet die
WEU die Entscheidungen und Aktionen der Europäischen Union , die vertei¬
digungspolitische Bezüge haben , aus und führt sie durch .
Bei der Ausarbeitung und Durchführung der Entscheidungen und Aktionen
der Europäischen Union , für die diese die WEU in Anspruch nimmt , wird die
WEU entsprechend den Leitlinien des Europäischen Rates tätig .
Die WEU unterstützt die Europäische Union bei der Festlegung der verteidi¬
gungspolitischen Aspekte der Gemeinsamen Außen - und Sicherheitspolitik
nach Artikel 17 des Vertrags über die Europäische Union .

6 . Die WEU bestätigt , daß sich alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union ,
wenn diese die WEU in Anspruch nimmt , um Entscheidungen der Europäi¬
schen Union über die in Artikel 17 Absatz 2 des Vertrags über die Europäi¬
sche Union genannten Aufgaben auszuarbeiten und durchzuführen , nach
Artikel 17 Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union in vollem
Umfang an den betreffenden Aufgaben beteiligen können .
Die WEU wird die Rolle der Beobachter bei der WEU entsprechend Arti¬
kel 17 Absatz 3 ausbauen und die erforderlichen praktischen Regelungen
treffen , damit alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union , die sich auf
Ersuchen der Europäischen Union an den von der WEU durchgeführten
Aufgaben beteiligen , in vollem Umfang und gleichberechtigt an der Planung
und Beschlußfassung in der WEU teilnehmen können .

7 . Nach dem Protokoll zu Artikel 17 des Vertrags über die Europäische Union
erarbeitet die WEU zusammen mit der Europäischen Union Regelungen für
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eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen den beiden Organisationen . In
diesem Zusammenhang können bereits jetzt eine Reihe von Maßnahmen ,
von denen einige von der WEU bereits geprüft werden , genannt werden ,
insbesondere
- Regelungen für eine bessere Koordinierung der Konsultation und der

Beschlußfassung beider Organisationen insbesondere in Krisensituatio¬
nen ;

— gemeinsame Tagungen der zuständigen Gremien beider Organisationen ;
- weitestmögliche Harmonisierung der Abfolge der Präsidentschaften von

WEU und Europäischer Union sowie der Verwaltungsregelungen und
-praktiken beider Organisationen ;

— enge Koordinierung der Tätigkeiten des Personals des WEU -Generalse -
kretariats und des Generalsekretariats des Rates der Europäischen Union
einschließlich des Austausches und der Abordnung von Personal ;

- Regelungen , die es den zuständigen Gremien der Europäischen Union
einschließlich der Strategieplanungs- und Frühwarneinheit ermöglichen ,
auf den Planungsstab , das Lagezentrum und das Satellitenzentrum der
WEU zurückzugreifen ;

- soweit angebracht , Zusammenarbeit der Europäischen Union und der
WEU im Rüstungsbereich im Rahmen der Westeuropäischen Rüstungs¬
gruppe (WEAG ) als europäischer Instanz für die Zusammenarbeit in
Rüstungsfragen im Zusammenhang mit der Rationalisierung des europäi¬
schen Rüstungsmarkts und mit der Einrichtung einer Europäischen Rü¬
stungsagentur ;

— praktische Regelungen zwecks Zusammenarbeit mit der Kommission der
Europäischen Gemeinschaften , die deren Rolle im Rahmen der GASP
widerspiegeln , wie sie im Vertrag von Amsterdam festgelegt ist;

— Verbesserung der Geheimhaltungsregelungen mit der Europäischen Union .

B . BEZIEHUNGEN ZWISCHEN DER WEU UND DER NATO IM RAH¬
MEN DER ENTWICKLUNG EINER ESVI INNERHALB DER AT¬
LANTISCHEN ALLIANZ

8 . Die Atlantische Allianz stellt weiterhin die Grundlage für die kollektive
Verteidigung im Rahmen des Nordatlantikvertrags dar . Sie bleibt das we¬
sentliche Forum für Konsultationen unter ihren Mitgliedern und für die
Vereinbarung von politischen Maßnahmen , die sich auf die Sicherheits - und
Verteidigungsverpflichtungen der Verbündeten des Washingtoner Vertrags
auswirken . Die Allianz hat einen Anpassungs - und Reformprozeß begon¬
nen , um die ganze Bandbreite ihrer Aufgaben effizienter erfüllen zu kön¬
nen . Ziel dieses Prozesses ist es , die transatlantische Partnerschaft zu stär¬
ken und zu erneuern , wozu auch die Entwicklung einer ESVI innerhalb der
Allianz gehört .
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9 . Die WEU stellt ein entscheidendes Element der Entwicklung einer Euro¬
päischen Sicherheits - und Verteidigungsidentität innerhalb der Atlanti¬
schen Allianz dar und wird sich daher weiterhin um eine verstärkte institu¬
tioneile und praktische Zusammenarbeit mit der NATO bemühen .

10 . Neben ihrem Beitrag zur gemeinsamen Verteidigung nach Artikel 5 des
Washingtoner Vertrags bzw . Artikel V des geänderten Brüsseler Vertrags
spielt die WEU auch eine aktive Rolle bei der Konfliktverhütung und der
Krisenbewältigung , wie es die Petersberger Erklärung vorsieht . In diesem
Zusammenhang verpflichtet sich die WEU , ihre Rolle unter Wahrung völli¬
ger Transparenz und unter Beachtung der Komplementarität der beiden
Organisationen in vollem Umfang wahrzunehmen .

11 . Die WEU bekräftigt , daß die ESVI auf anerkannten militärischen Grund¬
sätzen beruhen wird , daß sie durch eine geeignete militärische Planung
unterstützt werden wird und daß sie es möglich machen wird , militärisch
kohärente , leistungsfähige Streitkräfte zu schaffen , die unter der politischen
Kontrolle und der strategischen Leitung der WEU operieren können .

12 . Zu diesem Zweck wird die WEU ihre Zusammenarbeit mit der NATO
insbesondere in folgenden Bereichen ausbauen :
— Mechanismen für Konsultationen zwischenWEU und NATO bei Krisen;
— aktive Teilnahme der WEU am Verteidigungsplanungsprozeß der

NATO ;
— operationelle Verbindungen zwischen WEU und NATO bei der Pla¬

nung , Vorbereitung und Durchführung von Operationen , bei denen Mit¬
tel und Kapazitäten der NATO unter der politischen Kontrolle und der
strategischen Leitung der WEU eingesetzt werden , insbesondere
• von der NATO in Abstimmung mit der WEU vorgenommene militä¬

rische Planung und Übungen ;
• Ausarbeitung eines Rahmenabkommens über die Übertragung , Über¬

wachung und Rückführung von Mitteln und Kapazitäten der NATO ;
• Verbindungen zwischen der WEU und der NATO im Bereich der

europäischen Kommandoregelungen .
Diese Zusammenarbeit wird sich, auch unter Berücksichtigung der Anpas¬
sung der Allianz , ständig weiterentwickeln .

C . OPERATIONELLE ROLLE DER WEU BEI DER ENTWICKLUNG
DER ESVI

13 . Die WEU wird ihre Rolle als politisch -militärisches europäisches Organ für
die Krisenbewältigung ausbauen , indem sie die Mittel und Kapazitäten zum
Einsatz bringt , die ihr von den WEU -Ländern auf nationaler oder multina¬
tionaler Ebene zur Verfügung gestellt wurden , und indem sie, gegebenen¬
falls , nach Maßgabe von Vereinbarungen , die derzeit erarbeitet werden , auf
die Mittel und Kapazitäten der NATO zurückgreift . In diesem Zusammen-

234



hang wird die WEU auch die Vereinten Nationen und die OSZE bei ihren
Tätigkeiten im Bereich der Krisenbewältigung unterstützen .
Die WEU wird im Rahmen des Artikels 17 des Vertrags über die Europäi¬
sche Union einen Beitrag zur schrittweisen Festlegung einer gemeinsamen
Verteidigungspolitik leisten und für deren konkrete Umsetzung sorgen ,
indem sie ihre eigene operationelle Rolle ausbaut .

14 . Zu diesem Zweck wird die WEU in folgenden Bereichen tätig :
— Die WEU hat Mechanismen und Verfahren für die Krisenbewältigung

entwickelt , die im Zuge der weiteren Erfahrungen der WEU bei Übun¬
gen und Operationen aktualisiert werden . Die Wahrnehmung der Pe¬
tersberger Aufgaben erfordert flexible Vorgehensweisen , die der Viel¬
falt der Krisensituationen gerecht werden und vorhandene Kapazitäten
optimal nutzen ; hierzu gehören der Rückgriff auf ein nationales Haupt¬
quartier , das von einem „Rahmen -Staat “ gestellt werden kann , auf ein
der WEU zugeordnetes multinationales Hauptquartier oder auf Mittel
und Fähigkeiten der NATO .

— Die WEU hat bereits „Vorläufige Schlußfolgerungen betreffend die For¬
mulierung einer gemeinsamen europäischen Verteidigungspolitik “ aus¬
gearbeitet , die ein erster Beitrag zu den Zielen , dem Umfang und den
Mitteln einer gemeinsamen europäischen Verteidigungspolitik sind.
Die WEU wird diese Arbeit fortsetzen , wobei sie sich insbesondere auf
die Pariser Erklärung stützen und relevante Punkte der Beschlüsse be¬
rücksichtigen wird , die seit der Tagung von Birmingham auf den Gipfel-
und Ministertagungen der WEU und der NATO gefaßt worden sind . Sie
wird sich insbesondere auf folgende Bereiche konzentrieren :
• Festlegung von Grundsätzen für den Einsatz der Streitkräfte von

WEU -Staaten für Petersberg -Operationen der WEU in Wahrneh¬
mung gemeinsamer europäischer Sicherheitsinteressen ;

• Organisation operativer Mittel für Petersberg -Aufgaben wie allgemei¬
ne und fallbezogene Einsatzplanung und Übungen allgemein und für
den Einzelfall sowie Vorbereitung und Interoperabilität der Streit¬
kräfte , einschließlich der Teilnahme der WEU am Prozeß der Vertei¬
digungsplanung der NATO , soweit dies erforderlich ist;

• strategische Mobilität auf der Grundlage der laufenden Arbeiten der
WEU ;

• Aufgaben der militärischen Aufklärung , die von der Planungszelle, vom
Lagezentrum und vom Satellitenzentrum der WEU wahrzunehmen sind.

— Die WEU hat zahlreiche Maßnahmen ergriffen , die es ihr ermöglicht
haben , ihre operationelle Rolle auszubauen (Planungsstab , Lagezen¬
trum , Satellitenzentrum ) . Die Verbesserung der Funktionsweise der mi¬
litärischen Komponenten am WEU -Sitz und die Einrichtung eines dem
Rat unterstehenden Militärausschusses sollen zu einer weiteren Verstär¬
kung der Strukturen führen , die für die erfolgreiche Vorbereitung und
Durchführung der WEU -Operationen wichtig sind.
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— Um den assoziierten Mitgliedern und den Beobachterstaaten eine Teil¬
nahme an allen Operationen zu ermöglichen , wird die WEU auch prü¬
fen , welche Modalitäten erforderlich sind , damit die assoziierten Mitglie¬
der und Beobachterstaaten in vollem Umfang entsprechend ihrem Sta¬
tus an allen WEU -Operationen teilnehmen können .

— Die WEU erinnert daran , daß die assoziierten Mitglieder an den Opera¬
tionen , zu denen sie Beiträge leisten , sowie an den entsprechenden
Übungen und Planungen auf derselben Grundlage teilnehmen wie die
Vollmitglieder . Die WEU wird zudem die Frage prüfen , wie die Beob¬
achter bei allen Operationen , zu denen sie Beiträge leisten , je nach ihrem
Status möglichst weitreichend an der Planung und Beschlußfassung der
WEU beteiligt werden können .

— Die WEU wird , soweit erforderlich in Abstimmung mit den zuständigen
Gremien , die Möglichkeiten für eine möglichst weitreichende Teilnahme
der assoziierten Mitglieder und der Beobachterstaaten an ihren Aktivi¬
täten entsprechend ihrem Status prüfen . Sie wird hierbei insbesondere
die Aktivitäten in den Bereichen Rüstung , Weltraum und militärische
Studien zur Sprache bringen .

- Die WEU wird prüfen , wie sie die Beteiligung der assoziierten Partner
an einer immer größeren Zahl von Aktivitäten verstärken kann .

“

4 . ERKLÄRUNG ZU DEN ARTIKELN 24 UND 38 DES VERTRAGS ÜBER
DIE EUROPÄISCHE UNION

Die Bestimmungen der Artikel 24 und 38 des Vertrags über die Europäische
Union und Übereinkünfte aufgrund dieser Artikel bedeuten keine Übertragung
von Zuständigkeiten von den Mitgliedstaaten auf die Europäische Union .

5 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 25 DES VERTRAGS ÜBER DIE EURO¬
PÄISCHE UNION

Die Konferenz kommt überein , daß die Mitgliedstaaten dafür Sorge tragen , daß
das in Artikel 25 des Vertrags über die Europäische Union genannte Politische
Komitee im Falle internationaler Krisen oder anderer dringlicher Angelegen¬
heiten auf der Ebene der Politischen Direktoren oder ihrer Stellvertreter jeder¬
zeit sehr kurzfristig zusammentreten kann .

6 . ERKLÄRUNG ZUR SCHAFFUNG EINER STRATEGIEPLANUNGS -
UND FRÜHWARNEINHEIT

Die Konferenz kommt wie folgt überein :
1 . Im Generalsekretariat des Rates wird unter der Verantwortung des General¬

sekretärs und Hohen Vertreters für die GASP eine Strategieplanungs - und
Frühwarneinheit geschaffen . Es wird eine angemessene Zusammenarbeit mit
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der Kommission eingeführt , damit die vollständige Kohärenz mit der Außen¬
wirtschafts - und der Entwicklungspolitik der Union gewährleistet ist.

2 . Zu den Aufgaben dieser Einheit gehört folgendes :
a) Überwachung und Analyse der Entwicklungen in den unter die GASP

fallenden Bereichen ;
b) Beurteilung der außen - und sicherheitspolitischen Interessen der Union

und Ermittlung von möglichen künftigen Schwerpunktbereichen der GASP ;
c) rechtzeitige Bewertung von Ereignissen oder Situationen , die bedeutende

Auswirkungen auf die Außen - und Sicherheitspolitik der Union haben
können , einschließlich potentieller politischer Krisen , und frühzeitige
Warnung vor solchen Ereignissen oder Situationen ;

d) Ausarbeitung - auf Anforderung des Rates oder des Vorsitzes oder von
sich aus - von ausführlich begründeten Dokumenten über politische Op¬
tionen , die unter der Verantwortung des Vorsitzes als Beitrag zur Formu¬
lierung der Politik im Rat zu unterbreiten sind und die Analysen , Emp¬
fehlungen und Strategien für die GASP enthalten können .

3 . Die Einheit besteht aus Personal , das aus dem Generalsekretariat , den Mit¬
gliedstaaten , der Kommission und der WEU herangezogen wird .

4 . Jeder Mitgliedstaat oder die Kommission kann der Einheit Vorschläge für
Arbeiten unterbreiten .

5 . Die Mitgliedstaaten und die Kommission unterstützen den Strategiepla¬
nungsprozeß soweit irgend möglich durch Bereitstellung einschlägiger Infor¬
mationen , auch vertraulicher Art .

7 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 30 DES VERTRAGS ÜBER DIE EURO¬
PÄISCHE UNION

Maßnahmen im Bereich der polizeilichen Zusammenarbeit nach Artikel 30 des
Vertrags über die Europäische Union , einschließlich der Tätigkeiten von Euro¬
pol , unterliegen einer gerichtlichen Überprüfung durch die zuständigen einzel¬
staatlichen Stellen gemäß den in dem jeweiligen Mitgliedstaat geltenden Rechts¬
vorschriften .

8 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 31 BUCHSTABE e DES VERTRAGS ÜBER
DIE EUROPÄISCHE UNION

Die Konferenz kommt überein , daß ein Mitgliedstaat , dessen Rechtssystem
keine Mindeststrafen vorsieht , nicht aufgrund von Artikel 31 Buchstabe e des
Vertrags über die Europäische Union verpflichtet ist, Mindeststrafen einzuführen .

9 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 34 ABSATZ 2 DES VERTRAGS ÜBER DIE
EUROPÄISCHE UNION

Die Konferenz kommt überein , daß Initiativen für Maßnahmen nach Artikel 34
Absatz 2 des Vertrags über die Europäische Union und vom Rat nach jenem
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Absatz angenommene Rechtsakte nach den entsprechenden Geschäftsordnun¬
gen des Rates und der Kommission im Amtsblatt der Europäischen Gemein¬
schaften veröffentlicht werden .

10 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 35 DES VERTRAGS ÜBER DIE EURO¬
PÄISCHE UNION

Die Konferenz nimmt zur Kenntnis , daß die Mitgliedstaaten bei der Abgabe
einer Erklärung nach Artikel 35 Absatz 2 des Vertrags über die Europäische
Union sich das Recht vorbehalten können , in ihrem innerstaatlichen Recht zu
bestimmen , daß ein nationales Gericht , dessen Entscheidungen selbst nicht
mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden kön¬
nen , verpflichtet ist , den Gerichtshof anzurufen , wenn sich in einem schweben¬
den Verfahren eine Frage über die Gültigkeit oder die Auslegung eines
Rechtsakts nach Artikel 35 Absatz 1 stellt .

11 . ERKLÄRUNG ZUM STATUS DER KIRCHEN UND WELTANSCHAU¬
LICHEN GEMEINSCHAFTEN

Die Europäische Union achtet den Status , den Kirchen und religiöse Vereini¬
gungen oder Gemeinschaften in den Mitgliedstaaten nach deren Rechtsvor¬
schriften genießen , und beeinträchtigt ihn nicht .
Die Europäische Union achtet den Status von weltanschaulichen Gemein¬
schaften in gleicher Weise .

12 . ERKLÄRUNG ZU UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNGEN
Die Konferenz nimmt die Zusage der Kommission zur Kenntnis , Umweltver¬
träglichkeitsstudien zu erstellen , wenn sie Vorschläge unterbreitet , die erhebli¬
che Auswirkungen für die Umwelt haben können .

13 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 16 DES VERTRAGS ZUR GRÜNDUNG
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT
Der die öffentlichen Dienste betreffende Artikel 16 des Vertrags zur Gründung
der Europäischen Gemeinschaft wird unter uneingeschränkter Beachtung der
Rechtsprechung des Gerichtshofs , u . a . in bezug auf die Grundsätze der Gleichbe¬
handlung , der Qualität und der Dauerhaftigkeit solcher Dienste , umgesetzt.

14 . ERKLÄRUNG ZUR AUFHEBUNG DES ARTIKELS 44 DES VER¬
TRAGS ZUR GRÜNDUNG DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT
Die Aufhebung des Artikels 44 des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft , in dem eine natürliche Präferenz zwischen den Mitgliedstaaten
bei der Festlegung der Mindestpreise in der Übergangszeit erwähnt wird , hat
keine Auswirkung auf den Grundsatz der Gemeinschaftspräferenz , wie er in
der Rechtsprechung des Gerichtshofs formuliert wurde .
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15 . ERKLÄRUNG ZUR BEWAHRUNG DES DURCH DEN SCHENGEN¬
BESITZSTAND GEWÄHRLEISTETEN MASSES AN SCHUTZ UND
SICHERHEIT

Die Konferenz kommt überein , daß vom Rat zu beschließende Maßnahmen , die
zur Folge haben , daß die im Schengener Übereinkommen von 1990 enthaltenen
Bestimmungen über die Abschaffung von Kontrollen an den gemeinsamen Gren¬
zen ersetzt werden , zumindest dasselbe Maß an Schutz und Sicherheit bieten
müssen wie die genannten Bestimmungen des Schengener Übereinkommens .

16 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 62 NUMMER 2 BUCHSTABE b DES VER¬
TRAGS ZUR GRÜNDUNG DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

Die Konferenz kommt überein , daß bei der Anwendung des Artikels 62 Num¬
mer 2 Buchstabe b des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein¬
schaft außenpolitische Überlegungen der Union und der Mitgliedstaaten be¬
rücksichtigt werden .

17 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 63 DES VERTRAGS ZUR GRÜNDUNG
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

In asylpolitischen Angelegenheiten werden Konsultationen mit dem Hohen
Kommissar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge und anderen einschlägigen
internationalen Organisationen aufgenommen .

18 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 63 NUMMER 3 BUCHSTABE a DES VER¬
TRAGS ZUR GRÜNDUNG DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

Die Konferenz kommt überein , daß die Mitgliedstaaten in den unter Artikel 63
Nummer 3 Buchstabe a des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein¬
schaft fallenden Bereichen Übereinkünfte mit Drittländern aushandeln und
schließen können , sofern diese Übereinkünfte mit dem Gemeinschaftsrecht in
Einklang stehen .

19 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 64 ABSATZ 1 DES VERTRAGS ZUR
GRÜNDUNG DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

Die Konferenz kommt überein , daß die Mitgliedstaaten bei der Wahrnehmung
ihrer Zuständigkeiten nach Artikel 64 Absatz 1 des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft außenpolitische Überlegungen berücksichtigen
können .

20. ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 65 DES VERTRAGS ZUR GRÜNDUNG
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT
Nach Artikel 65 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
beschlossene Maßnahmen hindern die Mitgliedstaaten nicht daran , ihre Ver -
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fassungsvorschriften über Pressefreiheitund die Freiheit der Meinungsäuße¬
rung in anderen Medien anzuwenden .

21 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 67 DES VERTRAGS ZUR GRÜNDUNG
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT
Die Konferenzkommt überein, daß der Rat die Einzelheitendes Beschlusses
nach Artikel 67 Absatz 2 zweiter Gedankenstrichdes Vertrags zur Gründung
der EuropäischenGemeinschaft vor Ablauf des in Artikel 67 genanntenFünf¬
jahreszeitraumsprüfen wird , damit er diesen Beschluß unmittelbar nach Ab¬
lauf dieses Zeitraums fassen und anwendenkann.

22 . ERKLÄRUNG ZU PERSONENMIT EINER BEHINDERUNG
Die Konferenz kommt überein, daß die Organe der Gemeinschaft bei der
Ausarbeitung von Maßnahmen nach Artikel 95 des Vertrags zur Gründung
der Europäischen Gemeinschaft den Bedürfnissen von Personen mit einer
BehinderungRechnung tragen.

23 . ERKLÄRUNG ZU DEN IN ARTIKEL 129 DES VERTRAGS ZUR
GRÜNDUNG DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTGENANNTEN
ANREIZMASSNAHMEN
Die Konferenzkommt überein, daß die Anreizmaßnahmennach Artikel 129
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft stets folgende
Angaben enthalten sollten :
— die Gründe für ihre Annahme auf der Grundlageeiner objektiven Beurtei¬

lung ihrer Notwendigkeit und des Vorhandenseinseines zusätzlichen Nut¬
zens auf Gemeinschaftsebene;

— ihre Geltungsdauer, die fünf Jahre nicht überschreitensollte ;
— die Obergrenze für ihre Finanzierung , die den Anreizcharakter solcher

Maßnahmenwiderspiegeln sollte .

24 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 129 DES VERTRAGS ZUR GRÜNDUNG
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT
Es gilt als vereinbart, daß Ausgabennach Artikel 129 des Vertrags zur Grün¬
dung der EuropäischenGemeinschaft unter Rubrik 3 der Finanziellen Voraus¬
schau fallen .

25 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 137 DES VERTRAGS ZUR GRÜNDUNG
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT
Es gilt als vereinbart, daß Ausgabennach Artikel 137 des Vertrags zur Grün¬
dung der EuropäischenGemeinschaft unter Rubrik 3 der Finanziellen Voraus¬
schau fallen .
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26 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 137 ABSATZ 2 DES VERTRAGS ZUR
GRÜNDUNG DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

Die Hohen Vertragsparteien stellen fest , daß bei den Beratungen über
Artikel 137 Absatz 2 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein¬
schaft Einvernehmen darüber bestand , daß die Gemeinschaft beim Erlaß
von Mindestvorschriften zum Schutz der Sicherheit und Gesundheit der Ar¬
beitnehmer nicht beabsichtigt , Arbeitnehmer kleiner und mittlerer Unter¬
nehmen in einer den Umständen nach nicht gerechtfertigten Weise zu benach¬
teiligen .

27 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 139 ABSATZ 2 DES VERTRAGS ZUR
GRÜNDUNG DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

Die Hohen Vertragsparteien erklären , daß die erste der Durchführungsvor¬
schriften zu den Vereinbarungen zwischen den Sozialpartnern auf Gemein¬
schaftsebene nach Artikel 139 Absatz 2 des Vertrags zur Gründung der Euro¬
päischen Gemeinschaft die Erarbeitung des Inhalts dieser Vereinbarungen
durch Tarifverhandlungen gemäß den Regeln eines jeden Mitgliedstaats be¬
trifft und daß diese Vorschrift mithin weder eine Verpflichtung der Mitglied¬
staaten , diese Vereinbarungen unmittelbar anzuwenden oder diesbezügliche
Umsetzungsregeln zu erarbeiten , noch eine Verpflichtung beinhaltet , zur Er¬
leichterung ihrer Anwendung die geltenden innerstaatlichen Rechtsvorschrif¬
ten zu ändern .

28 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 141 ABSATZ 4 DES VERTRAGS ZUR
GRÜNDUNG DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

Maßnahmen der Mitgliedstaaten nach Artikel 141 Absatz 4 des Vertrags zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft sollten in erster Linie der Verbes¬
serung der Lage der Frauen im Arbeitsleben dienen .

29 . ERKLÄRUNG ZUM SPORT

Die Konferenz unterstreicht die gesellschaftliche Bedeutung des Sports , insbe¬
sondere die Rolle , die dem Sport bei der Identitätsfindung und der Begegnung
der Menschen zukommt . Die Konferenz appelliert daher an die Gremien der
Europäischen Union , bei wichtigen , den Sport betreffenden Fragen die Sport¬
verbände anzuhören . In diesem Zusammenhang sollten die Besonderheiten
des Amateursports besonders berücksichtigt werden .

30 . ERKLÄRUNG ZU DEN INSELGEBIETEN

Die Konferenz ist sich dessen bewußt , daß Inselgebiete unter strukturellen
Nachteilen leiden , die mit ihrer Insellage verknüpft sind und die als ständige
Gegebenheiten ihre wirtschaftliche und soziale Entwicklung beeinträchtigen .
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Die Konferenz stellt dementsprechend fest , daß das Gemeinschaftsrecht die¬
sen Nachteilen Rechnung tragen muß und daß - soweit gerechtfertigt - speziel¬
le Maßnahmen zugunsten dieser Gebiete getroffen werden können , um diese
zu fairen Bedingungen besser in den Binnenmarkt einzugliedern .

31 . ERKLÄRUNG ZU DEM BESCHLUSS DES RATES VOM 13 . JULI 1987

Die Konferenz fordert die Kommission auf , dem Rat bis spätestens Ende 1998
einen Vorschlag zur Änderung des Beschlusses des Rates vom 13 . Juli 1987 zur
Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertrage¬
nen Durchführungsbefugnisse zu unterbreiten .

32 . ERKLÄRUNG ZUR ORGANISATION UND ARBEITSWEISE DER
KOMMISSION

Die Konferenz nimmt Kenntnis von der Absicht der Kommission, rechtzeitig für
die im Jahr 2000 beginnende Amtszeit eine Neugestaltung der Aufgaben innerhalb
des Kollegiums vorzubereiten , damit eine optimale Aufteilung zwischen her¬
kömmlichen Ressorts und spezifischenAufgabenbereichen gewährleistet wird.
In diesem Zusammenhang vertritt die Konferenz die Auffassung , daß der
Präsident der Kommission sowohl bei der Zuweisung der Aufgaben innerhalb
des Kollegiums als auch bei jeder Neuordnung dieser Aufgaben während der
Amtszeit einen großen Ermessensspielraum haben muß .
Die Konferenz nimmt ebenfalls Kenntnis von der Absicht der Kommission ,
gleichlaufend eine Neugliederung ihrer Dienststellen in Angriff zu nehmen . Sie
nimmt insbesondere zur Kenntnis , daß es wünschenswert ist , einem Vizepräsi¬
denten die Zuständigkeit für die Außenbeziehungen zuzuweisen .

33 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 248 ABSATZ 3 DES VERTRAGS ZUR
GRÜNDUNG DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

Die Konferenz ersucht den Rechnungshof , die Europäische Investitionsbank
und die Kommission , die derzeitige Dreiervereinbarung in Kraft zu belassen .
Beantragt eine der Parteien eine Nachfolge - oder Änderungsvereinbarung , so
wird eine Übereinkunft darüber unter Berücksichtigung der jeweiligen Interes¬
sen angestrebt .

34 . ERKLÄRUNG ZUR EINHALTUNG DER FRISTEN IM RAHMEN DES
MITENTSCHEIDUNGSVERFAHRENS

Die Konferenz fordert das Europäische Parlament , den Rat und die Kommis¬
sion auf , alle Anstrengungen zu unternehmen , damit sichergestellt ist , daß das
Mitentscheidungsverfahren möglichst zügig verläuft . Sie weist darauf hin , wie
wichtig es ist , daß die in Artikel 251 des Vertrags zur Gründung der Europäi¬
schen Gemeinschaft festgelegten Fristen strikt eingehalten werden , und be¬
kräftigt , daß auf die in Absatz 7 jenes Artikels vorgesehene Fristverlängerung
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nur zurückgegriffen werden sollte , wenn dies unbedingt erforderlich ist . In
keinem Fall sollten zwischen der zweiten Lesung im Europäischen Parlament
und dem Ausgang des Verfahrens im Vermittlungsausschuß mehr als neun
Monate verstreichen .

35 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 255 ABSATZ 1 DES VERTRAGS ZUR
GRÜNDUNG DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

Die Konferenz kommt überein , daß die in Artikel 255 Absatz 1 des Vertrags
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft genannten Grundsätze und
Bedingungen es einem Mitgliedstaat gestatten , die Kommission oder den Rat
zu ersuchen , ein aus dem betreffenden Mitgliedstaat stammendes Dokument
nicht ohne seine vorherige Zustimmung an Dritte weiterzuleiten .

36 . ERKLÄRUNG ZU DEN ÜBERSEEISCHEN LÄNDERN UND GEBIE¬
TEN

Die Konferenz räumt ein , daß das besondere Assoziierungssystem für die
überseeischen Länder und Gebiete (ÜLG ) im Vierten Teil des Vertrags zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für eine Vielzahl von Ländern und
Gebieten mit großer Fläche und Einwohnerzahl gedacht war . Dieses System
hat sich seit 1957 kaum weiterentwickelt .
Die Konferenz stellt fest , daß es heute nur noch 20 ÜLG gibt , bei denen es sich
um weit verstreute Inseln mit insgesamt rund 900 000 Einwohnern handelt .
Zudem sind die meisten ÜLG strukturell gesehen weit im Rückstand , was auf
die besonders ungünstigen geographischen und wirtschaftlichen Bedingungen
zurückzuführen ist . Unter diesen Umständen kann das besondere Assoziie¬
rungssystem in der Form von 1957 den Herausforderungen der Entwicklung
der ÜLG nicht mehr gerecht werden .
Die Konferenz weist nachdrücklich darauf hin , daß das Ziel der Assoziierung
die Förderung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Länder und
Gebiete und die Herstellung enger Wirtschaftsbeziehungen zwischen ihnen
und der gesamten Gemeinschaft ist.
Daher fordert die Konferenz den Rat auf , dieses Assoziierungssystem nach
Artikel 187 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft bis
Februar 2000 zu überprüfen ; dabei sollen vier Ziele verfolgt werden :
— wirksamere Förderung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der

ÜLG ;
— Vertiefung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen den ÜLG und der Euro¬

päischen Union ;
— stärkere Berücksichtigung der Verschiedenheit und der Besonderheiten

der einzelnen ÜLG , auch im Hinblick auf die Niederlassungsfreiheit ;
— Gewährleistung einer größeren Wirksamkeit des Finanzinstruments .
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37. ERKLÄRUNG ZU ÖFFENTLICH -RECHTLICHEN KREDITINSTITU¬
TEN IN DEUTSCHLAND

Die Konferenz nimmt die Auffassung der Kommission zur Kenntnis , daß die
bestehenden Wettbewerbsregeln der Gemeinschaft es zulassen , Dienstleistun¬
gen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse , welche die in Deutschland
bestehenden öffentlich -rechtlichen Kreditinstitute erfüllen , sowie ihnen zum
Ausgleich für die mit diesen Leistungen verbundenen Lasten gewährte Fazili¬
täten voll zu berücksichtigen . Dabei bleibt es der Organisation dieses Mitglied¬
staats überlassen , auf welche Weise er insoweit den Gebietskörperschaften die
Erfüllung ihrer Aufgabe ermöglicht , in ihren Regionen eine flächendeckende
und leistungsfähige Finanzinfrastruktur zur Verfügung zu stellen . Diese Fazili¬
täten dürfen die Wettbewerbsbedingungen nicht in einem Ausmaß beeinträch¬
tigen , das über das zur Erfüllung der besonderen Aufgaben erforderliche Maß
hinausgeht und zugleich dem Interesse der Gemeinschaft entgegenwirkt .
Die Konferenz erinnert daran , daß der Europäische Rat die Kommission er¬
sucht hat , zu prüfen , ob es in den übrigen Mitgliedstaaten vergleichbare Fälle
gibt , auf etwaige vergleichbare Fälle dieselben Maßstäbe anzuwenden und
dem Rat in der Zusammensetzung der Wirtschafts - und Finanzminister Bericht
zu erstatten .

38 . ERKLÄRUNG ZU FREIWILLIGEN DIENSTEN

Die Konferenz erkennt an , daß die freiwilligen Dienste einen wichtigen Bei¬
trag zur Entwicklung der sozialen Solidariät leisten .
Die Gemeinschaft wird die europäische Dimension freiwilliger Vereinigungen
fördern und dabei besonderen Wert auf den Austausch von Informationen und
Erfahrungen sowie die Mitwirkung von Jugendlichen und älteren Menschen an
freiwilliger Arbeit legen .

39 . ERKLÄRUNG ZUR REDAKTIONELLEN QUALITÄT DER GEMEIN¬
SCHAFTLICHEN RECHTSVORSCHRIFTEN

Die Konferenz stellt fest , daß die redaktionelle Qualität wesentliche Voraus¬
setzung dafür ist , daß gemeinschaftliche Rechtsvorschriften von den zuständi¬
gen einzelstaatlichen Behörden ordnungsgemäß angewandt und von den Bür¬
gern und der Wirtschaft besser verstanden werden . Sie erinnert an die diesbe¬
züglichen Schlußfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates (Edin¬
burgh , 11 ./12 . Dezember 1992 ) und an die vom Rat am 8 . Juni 1993 angenom¬
mene Entschließung über die redaktionelle Qualität der gemeinschaftlichen
Rechtsvorschriften (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften , Nr . C 166
vom 17 . 6 . 1993 , S . 1 ) .
Die Konferenz ist der Auffassung , daß die drei am Verfahren für die Annahme
gemeinschaftlicher Rechtsvorschriften beteiligten Organe , nämlich das Euro¬
päische Parlament , der Rat und die Kommission , Leitlinien für die redaktionel -
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le Qualität dieser Vorschriften festlegen sollten . Sie weist ferner darauf hin ,
daß die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriftenzugänglicher gemacht werden
sollten , und begrüßt in dieser Hinsicht die Annahmeund erste Anwendungdes
beschleunigten Arbeitsverfahrensfür die amtliche Kodifizierung von Rechts¬
texten, das durch die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 20. Dezember
1994 festgelegt wurde (Amtsblatt der EuropäischenGemeinschaften , Nr. C 102
vom 4 . 4 . 1996 , S . 2 ) .
Die Konferenz erklärt deshalb , daß das EuropäischeParlament, der Rat und
die Kommission
— einvernehmlich Leitlinien zur Verbesserung der redaktionellen Qualität

der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriftenfestlegen und bei der Prüfung
von Vorschlägen oder Entwürfen für gemeinschaftliche Rechtsakte diese
Leitlinien zugrunde legen und die internen organisatorischen Maßnahmen
ergreifensollten , die sie für eine angemessene Durchführungder Leitlinien
als erforderlicherachten;

— alles daran setzen sollten , um die Kodifizierung von Rechtstexten zu be¬
schleunigen .

40. ERKLÄRUNG ZU DEM VERFAHREN BEIM ABSCHLUSS INTERNA¬
TIONALER ÜBEREINKÜNFTE DURCH DIE EUROPÄISCHE GE¬
MEINSCHAFTFÜR KOHLE UND STAHL
Der Wegfall des § 14 des Abkommens über die Übergangsbestimmungenim
Anhang zum Vertrag über die Gründung der EuropäischenGemeinschaft für
Kohle und Stahl stellt keine Änderungder bestehenden Praxis hinsichtlich des
Verfahrensbeim Abschluß internationaler Übereinkünfte durch die Europäi¬
sche Gemeinschaft für Kohle und Stahl dar.

41 . ERKLÄRUNG ZU DEN VORSCHRIFTENÜBER DIE TRANSPARENZ,
DEN ZUGANG ZU DOKUMENTEN UND DIE BEKÄMPFUNG VON
BETRÜGEREIEN
Die Konferenz ist der Ansicht , daß sich das Europäische Parlament, der Rat
und die Kommission , wenn sie aufgrund des Vertrags über die Gründung der
EuropäischenGemeinschaft für Kohle und Stahl und des Vertrags zur Grün¬
dung der EuropäischenAtomgemeinschafthandeln, von den im Rahmen des
Vertragszur Gründung der Europäischen Gemeinschaft geltenden Vorschrif¬
ten über die Transparenz, den Zugang zu Dokumenten und die Bekämpfung
von Betrügereienleiten lassen sollten .

42 . ERKLÄRUNG ÜBER DIE KONSOLIDIERUNGDER VERTRÄGE
Die Hohen Vertragsparteiensind übereingekommen, daß die während dieser
Regierungskonferenzbegonnene technische Arbeit möglichst zügig mit dem
Ziel fortgesetztwird , eine konsolidierteFassung aller einschlägigen Verträge,
einschließlich des Vertrags über die EuropäischeUnion, vorzubereiten.
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Sie sind ferner übereingekommen , daß die Endergebnisse dieser technischen
Arbeit , die unter der Verantwortung des Generalsekretärs des Rates zur leich¬
teren Orientierung veröffentlicht werden , keine Rechtswirkung haben .

43 . ERKLÄRUNG ZUM PROTOKOLL ÜBER DIE ANWENDUNG DER
GRUNDSÄTZE DER SUBSIDIARITÄT UND DER VERHÄLTNISMÄS¬
SIGKEIT

Die Hohen Vertragsparteien bekräftigen zum einen die der Schlußakte zum
Vertrag über die Europäische Union beigefügte Erklärung zur Anwendung des
Gemeinschaftsrechts und zum anderen die Schlußfolgerungen des Europäi¬
schen Rates von Essen , wonach die administrative Durchführung des Gemein¬
schaftsrechts grundsätzlich Sache der Mitgliedstaaten gemäß ihren verfassungs¬
rechtlichen Vorschriften bleibt . Die Aufsichts - , Kontroll - und Durchführungs¬
befugnisse der Gemeinschaftsorgane nach den Artikeln 202 und 211 des Ver¬
trags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft bleiben hiervon unberührt .

44 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 2 DES PROTOKOLLS ZUR EINBEZIE¬
HUNG DES SCHENGEN -BESITZSTANDS IN DEN RAHMEN DER
EUROPÄISCHEN UNION

Die Hohen Vertragsparteien kommen überein , daß der Rat zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens des Vertrags von Amsterdam alle erforderlichen Maßnahmen
beschließt , die in Artikel 2 des Protokolls zur Einbeziehung des Schengen -Be¬
sitzstands in den Rahmen der Europäischen Union genannt sind . Zu diesem
Zweck werden rechtzeitig die erforderlichen Vorbereitungsarbeiten eingelei¬
tet , damit sie vor dem genannten Zeitpunkt abgeschlossen werden können .

45 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 4 DES PROTOKOLLS ZUR EINBEZIE¬
HUNG DES SCHENGEN -BESITZSTANDS IN DEN RAHMEN DER
EUROPÄISCHEN UNION

Die Hohen Vertragsparteien ersuchen den Rat , die Stellungnahme der Kom¬
mission einzuholen , bevor er über einen von Irland und dem Vereinigten
Königreich Großbritannien und Nordirland gestellten Antrag nach Artikel 4
des Protokolls zur Einbeziehung des Schengen -Besitzstands in den Rahmen
der Europäischen Union entscheidet , einzelne oder alle Bestimmungen des
Schengen -Besitzstands auf sie anzuwenden . Ferner verpflichten sie sich, die
größtmöglichen Anstrengungen zu unternehmen , damit Irland und das Verei¬
nigte Königreich Großbritannien und Nordirland - wenn sie dies wünschen -
Artikel 4 des genannten Protokolls in Anspruch nehmen können , so daß der
Rat in der Lage ist , die in jenem Artikel genannten Beschlüsse , und zwar zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens jenes Protokolls oder zu jedem späteren Zeit¬
punkt , zu fassen .
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46. ERKLÄRUNG ZU ARTIKELS DES PROTOKOLLS ZUR EINBEZIE¬
HUNG DES SCHENGEN -BESITZSTANDS IN DEN RAHMEN DER
EUROPÄISCHEN UNION
Die Hohen Vertragsparteien übernehmen die Verpflichtung , sich nach besten
Kräften dafür einzusetzen , daß ein Vorgehen unter Beteiligung aller Mitglied¬
staaten in den Bereichen des Schengen -Besitzstands ermöglicht wird , insbe¬
sondere wenn Irland und das Vereinigte Königreich Großbritannien und
Nordirland nach Artikel 4 des Protokolls zur Einbeziehung des Schengen -Be¬
sitzstands in den Rahmen der Europäischen Union einzelne oder alle Bestim¬
mungen dieses Besitzstands übernommen haben .

47 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 6 DES PROTOKOLLS ZUR EINBEZIE¬
HUNG DES SCHENGEN -BESITZSTANDS IN DEN RAHMEN DER
EUROPÄISCHEN UNION

Die Hohen Vertragsparteien kommen überein , alle erforderlichen Schritte zu
unternehmen , damit die in Artikel 6 des Protokolls zur Einbeziehung des
Schengen -Besitzstands in den Rahmen der Europäischen Union genannten
Übereinkommen zu demselben Zeitpunkt in Kraft treten können wie der
Vertrag von Amsterdam .

48 . ERKLÄRUNG ZUM PROTOKOLL ÜBER DIE GEWÄHRUNG VON
ASYL FÜR STAATSANGEHÖRIGE VON MITGLIEDSTAATEN DER
EUROPÄISCHEN UNION

Das Protokoll über die Gewährung von Asyl für Staatsangehörige von Mit¬
gliedstaaten der Europäischen Union berührt nicht das Recht eines jeden
Mitgliedstaats , die organisatorischen Maßnahmen zu treffen , die er zur Erfül¬
lung seiner Verpflichtungen aus dem Genfer Abkommen vom 28 . Juli 1951
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge für erforderlich hält .

49 . ERKLÄRUNG ZU BUCHSTABE d DES EINZIGEN ARTIKELS DES
PROTOKOLLS ÜBER DIE GEWÄHRUNG VON ASYL FÜR STAATS¬
ANGEHÖRIGE DER MITGLIEDSTAATEN DER EUROPÄISCHEN
UNION

Die Konferenz erklärt , daß sie die Bedeutung der Entschließung der für Ein¬
wanderung zuständigen Minister der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge¬
meinschaften vom 30 . November/1 . Dezember 1992 über offensichtlich unbe¬
gründete Asylanträge und der Entschließung des Rates vom 20. Juni 1995 über
die Mindestgarantien für Asylverfahren anerkennt , jedoch die Frage des Miß¬
brauchs von Asylverfahren und geeigneter schneller Verfahren , die es gestat¬
ten , auf die Prüfung offensichtlich unbegründeter Asylanträge zu verzichten ,
weiter geprüft werden sollte , damit neue Verbesserungen zur Beschleunigung
dieser Verfahren eingeführt werden können .
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50 . ERKLÄRUNG ZUM PROTOKOLL ÜBER DIE ORGANE IM HIN¬
BLICKAUF DIE ERWEITERUNG DER EUROPÄISCHEN UNION
Es wird vereinbart, daß die Geltungsdauer des Beschlusses des Rates vom
29 . März 1994 („loannina-Kompromiß “

) bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
der ersten Erweiterungverlängertwird und daß bis zu diesem Zeitpunkt eine
Lösung für den Sonderfall Spaniens gefundenwird .

51 . ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 10 DES VERTRAGS VON AMSTERDAM
Mit dem Vertrag von Amsterdamwerden hinfällig gewordene Bestimmungen
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft , des Vertrags
über die Gründung der EuropäischenGemeinschaft für Kohle und Stahl und
des Vertrags zur Gründung der EuropäischenAtomgemeinschaftin ihrer vor
Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam gültigen Fassung aufgehoben und
gestrichen ; einige Bestimmungen jener Verträge wurden angepaßt und einige
Bestimmungen des Vertrags zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und
einer gemeinsamen Kommission der EuropäischenGemeinschaftensowie des
Akts zur Einführungallgemeiner unmittelbarerWahlen der Abgeordnetendes
Europäischen Parlaments wurden eingefügt . Diese Änderungen berühren
nicht den gemeinschaftlichen Besitzstand .
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VON DER KONFERENZ ZUR KENNTNIS
GENOMMENE ERKLÄRUNGEN

1 . ERKLÄRUNG ÖSTERREICHS UND LUXEMBURGS ZU KREDIT¬
INSTITUTEN
Österreich und Luxemburg gehen davon aus , daß die „Erklärung zu öffentlich -
rechtlichen Kreditinstituten in Deutschland “ auch für Kreditinstitute in Öster¬
reich und Luxemburg mit vergleichbaren Organisationsformen gilt.

2. ERKLÄRUNG DÄNEMARKS ZU ARTIKEL 42 DES VERTRAGS ÜBER
DIE EUROPÄISCHE UNION

Nach Artikel 42 des Vertrags über die Europäische Union ist die Einstimmig¬
keit aller Mitglieder des Rates der Europäischen Union , d . h . aller Mitgliedstaa¬
ten , für die Annahme von Beschlüssen zur Anwendung des Titels IV des Ver¬
trags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft über Visa , Asyl , Einwan¬
derung und andere Politiken betreffend den freien Personenverkehr auf Maß¬
nahmen in den in Artikel 29 des Vertrags über die Europäische Union genann¬
ten Bereichen erforderlich . Ferner müssen einstimmig gefaßte Beschlüsse des
Rates vor ihrem Inkrafttreten in jedem Mitgliedstaat gemäß dessen verfassungs¬
rechtlichen Vorschriften angenommen werden . In Dänemark ist für diese An¬
nahme im Falle einer Übertragung von Hoheitsrechten im Sinne der dänischen
Verfassung entweder die Mehrheit der Stimmen von fünf Sechsteln der Mitglie¬
der des Folketing oder aber sowohl die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder
des Folketing als auch die Mehrheit der im Rahmen einer Volksabstimmung
abgegebenen Stimmen erforderlich .

3 . ERKLÄRUNG DEUTSCHLANDS , ÖSTERREICHS UND BELGIENS
ZUR SUBSIDIARITÄT

Die Regierungen Deutschlands , Österreichs und Belgiens gehen davon aus , daß
die Maßnahmen der Europäischen Gemeinschaft gemäß dem Subsidiaritäts¬
prinzip nicht nur die Mitgliedstaaten betreffen , sondern auch deren Gebietskör¬
perschaften , soweit diese nach nationalem Verfassungsrecht eigene gesetzgebe¬
rische Befugnisse besitzen .

4. ERKLÄRUNG IRLANDS ZU ARTIKEL 3 DES PROTOKOLLS ÜBER
DIE POSITION DES VEREINIGTEN KÖNIGREICHS UND IRLANDS

Irland erklärt , daß es beabsichtigt , sein Recht nach Artikel 3 des Protokolls über
die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands , sich an der Annahme von
Maßnahmen nach Titel IV des Vertrags zur Gründung der Europäischen Ge¬
meinschaft zu beteiligen , so weit wahrzunehmen , wie dies mit der Aufrechter¬
haltung des zwischen ihm und dem Vereinigten Königreich bestehenden ein¬
heitlichen Reisegebiets vereinbar ist . Irland weist darauf hin , daß seine Teilnah-
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me an dem Protokoll über die Anwendung bestimmter Aspekte des Artikels 14
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft auf das Vereinigte
Königreich und auf Irland seinen Wunsch widerspiegelt , das zwischen ihm und
dem Vereinigten Königreich bestehende einheitliche Reisegebiet beizubehal¬
ten , um ein größtmögliches Maß an Freiheit des Reiseverkehrs nach und aus
Irland zu gewährleisten .

5 . ERKLÄRUNG BELGIENS ZUM PROTOKOLL ÜBER DIE GEWÄH¬
RUNG VON ASYL FÜR STAATSANGEHÖRIGE VON MITGLIED¬
STAATEN DER EUROPÄISCHEN UNION

Bei der Annahme des Protokolls über die Gewährung von Asyl für Staatsange¬
hörige von Mitgliedstaaten der Europäischen Union erklärt Belgien , daß es
gemäß seinen Verpflichtungen aus dem Genfer Abkommen von 1951 und dem
New Yorker Protokoll von 1967 in Einklang mit Buchstabe d des Einzigen
Artikels dieses Protokolls jeden Asylantrag eines Staatsangehörigen eines ande¬
ren Mitgliedstaates gesondert prüfen wird .

6 . ERKLÄRUNG BELGIENS , FRANKREICHS UND ITALIENS ZUM PRO¬
TOKOLL ÜBER DIE ORGANE IM HINBLICK AUF DIE ERWEITE¬
RUNG DER EUROPÄISCHEN UNION

Belgien , Frankreich und Italien stellen fest , daß auf der Grundlage der Ergeb¬
nisse der Regierungskonferenz der Vertrag von Amsterdam nicht der vom
Europäischen Rat von Madrid bekräftigten Notwendigkeit entspricht , wesentli¬
che Fortschritte bei der Stärkung der Organe zu erzielen .
Diese Länder sind der Ansicht , daß eine solche Stärkung eine unerläßliche
Voraussetzung für den Abschluß der ersten Beitrittsverhandlungen ist . Sie sind
entschlossen , die aufgrund des Protokolls betreffend die Zusammensetzung der
Kommission und die Stimmenwägung erforderlichen Maßnahmen zu erlassen ,
und vertreten die Auffassung , daß eine erhebliche Ausweitung des Rückgriffs
auf eine Abstimmung mit qualifizierter Mehrheit zu den wesentlichen Elemen¬
ten gehört , denen Rechnung getragen werden sollte .

7 . ERKLÄRUNG FRANKREICHS ZUR LAGE DER ÜBERSEEISCHEN
DEPARTEMENTS HINSICHTLICH DES PROTOKOLLS ZUR EINBE¬
ZIEHUNG DES SCHENGEN -BESITZSTANDS IN DEN RAHMEN DER
EUROPÄISCHEN UNION

Frankreich ist der Ansicht , daß die Durchführung des Protokolls zur Einbezie¬
hung des Schengen -Besitzstands in den Rahmen der Europäischen Union nicht
den geographischen Geltungsbereich des am 19 . Juni 1990 in Schengen unter¬
zeichneten Übereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von
Schengen vom 14 . Juni 1985 berührt , wie er in Artikel 138 Absatz 1 jenes
Übereinkommens festgelegt ist.
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8 . ERKLÄRUNG GRIECHENLANDS ZUR ERKLÄRUNG ZUM STATUS
DER KIRCHEN UND WELTANSCHAULICHEN GEMEINSCHAFTEN

Unter Bezugnahme auf die Erklärung zum Status der Kirchen und weltanschau¬
lichen Gemeinschaften erinnert Griechenland an die Gemeinsame Erklärung
betreffend den Berg Athos im Anhang zur Schlußakte des Vertrags über den
Beitritt Griechenlands zu den Europäischen Gemeinschaften .
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